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Es ist  mit  Meinungen,  die  man wagt, 
wie  mit  Steinen,  die  man voran  im 
Brette  bewegt;  sie können geschlagen 
werden,  aber  sie haben ein Spiel 
eingeleitet,  das gewonnen  wird. 

J. W.  v.  Goethe,  aus: Maximen und Reflexionen* 

Vorwort 

Die Untersuchung ist i m Wintersemester 1988/89 durch den Fachbereich 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften  der Johannes Gutenberg-Universität 
Ma inz als Dissertation angenommen worden. Für die Drucklegung sind 
Rechtsprechung und Schrif t tum bis zum Ap r i l 1989 eingearbeitet worden; bis 
zum September 1989 veröffentlichte  Rechtsprechung konnte teilweise noch in 
den Fußnoten berücksichtigt werden. 

Dank sagen möchte ich vor allem meinem verehrten Lehrer, Herrn Universi-
tätsprofessor  Dr . Walther Hadding. Er hat das Thema angeregt, mich während 
meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter in vielfaltiger Weise geför-
dert und mi r den Freiraum zu wissenschaftlicher Arbei t gewährt. Z u danken 
habe ich auch Herrn Universitätsprofessor  Dr . Alfons Kra f t  für das Zweitgut-
achten und Herrn Dr . Franz Häuser für zahlreiche förderliche  Gespräche. N ich t 
zuletzt danke ich meinen Eltern, die mi r das Studium ermöglicht haben. 

Wiesbaden, i m Dezember 1989 
Frank  van Look 

* Zit. nach: Goethe, Werkausgabe, Bd. 6, Frankfurt  a.M. 1981, S. 501 Nr. 50. 
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§ 1: Einleitung 

I. Problemstellung 

1. Bedeutung der Vereinsstrafe 

Es ist mittlerweile schon fast zur Tradition geworden1, mit Robert  Fischer , 
dem langjährigen Vorsitzenden des für Vereinsrecht zuständigen II . Zivilsenats 
und späteren Präsidenten des Bundesgerichtshofs, zu beklagen, das Vereinsrecht 
habe 

„ im rechtswissenschaftlichen Schrifttum eine etwas stiefmütterliche Behandlung 
gefunden"2. 

Dies gilt jedoch nicht für den Bereich der Vereinsstrafe,  die seit jeher das 
Augenmerk des rechtswissenschaftlichen Schrifttums auf sich gezogen hat. 
Begnügte sich Otto  von Gierke , dessen Genossenschaftstheorie Rechtsprechung 
und Schrifttum zu dem hier behandelten Fragenkreis nachhaltig beeinflußt hat, 
im Jahr 1887 noch mit der Feststellung, daß es innerhalb einer körperschaftlich 
organisierten Personenvereinigung „möglicherweise auch ein Strafrecht"  gebe3, 
so konnte Alexander  Leist  — gelegentlich als einer der „Väter des Vereinsrechts" 
bezeichnet4—im Jahr 1902 umfangreiches rechtstatsächliches Material über die 
nach seiner Auffassung  weitgehend unbeschränkte „Strafgewalt  moderner 
Vereine"5 vorlegen und ihre Einschränkung durch den Gesetzgeber fordern 6. 
Schon 1853 hatte der damalige Bundestagsgesandte Otto  von Bismarck  auf die 
„Gerichtsbarkeit" berufsständischer  Vereinigungen des Zivilrechts (hier der 
Gesellen des Hutmachergewerbes) hingewiesen, deren Mitglieder aufgrund des 
Ausspruchs des „Gesellengerichts" sogar „nachhaltige körperliche Züchtigun-

1 Vgl. zuerst Hadding , Festschr. R. Fischer, S. 165; auch Nicklisch , Inhaltskontrolle, 
S. 8; van Look , W M 1987, 92; Reuter , ZHR 151 (1987), 355, 356. 

2 R. Fischer , Anmerkung bei L M § 25 BGB Nr. 8; ebenso ders., in: Reden anläßlich der 
Übergabe der Festschrift  für Robert Fischer, S. 11. 

3 v.  Gierke , Genossenschaftstheorie,  S. 165 im Widerspruch zu a.a.O., S. 718f., Fn. 3, 
wo er meint, es gebe „keinen Verein, der nicht... Vereinsstrafen  verhängte"; vgl. auch ders., 
Privatrecht I, S. 513: „Strafgewalt"  als Ausprägung der „Körperschaftsgewalt";  ebenso 
ders, IherJb 35 (1896), 169, 199f. 

4 Reuter , ZGR 1987, 475, 478 bei Fn. 19. 
5 So der Titel seines Beitrags in SchmollersJb 26 (1902), 67. 
6 Leist , a.a.O. (Fn. 5), S.'94f., 106ff.;  ebenso schon ders., Vereinsherrschaft,  S. 53f.: 

Verein als „Ausbeutungsmaschine"; vgl. auch ders., Vereinsrecht, S. 199ff.:  Bestand des 
Staates gefährdende Vereinsherrschaft  durch privatrechtliche Zwangsmacht. 



16 § 1: Einleitung 

gen" freiwillig im Empfang nähmen7. Kommen derart drakonische Strafmaß-
nahmen der Vereine heute wohl nicht mehr vor, so konnte der frühere  Präsident 
des Bundesverwaltungsgerichts Fritz  Werner  noch im Jahr 1967 feststellen, die 
Strafregelungen der Sportverbände erweckten fast den Eindruck, „als lese man 
in einer alten Disziplinarordnung für Beamte"8. 

Bedeutung und Häufigkeit der Vereinsstrafen  sind seit Inkrafttreten des BGB 
stetig angewachsen. Im Jahr 1913 lagen schon zahlreiche veröffentlichte 
Entscheidungen der Gerichte vor 9 , die Karl  Heinsheimer  zu seiner kritischen 
Untersuchung „Mitgliedschaft und Ausschließung in der Praxis des Reichsge-
richts" herausforderten 10. Ulrich  Meyer-Cording  behandelte „Die Vereinsstra-
fe" im Jahr 1957 monographisch, wobei er (rechts-)soziologische Erkenntnisse 
einbezog und hieraus eine Parallele zum staatlichen Disziplinar- und Strafrecht 
herleitete11. 

In das Bewußtsein einer breiteren Öffentlichkeit  rückte die Bedeutung der 
Vereinsstrafe  in jüngerer Zeit durch den sog. Bundesliga-Skandal im Berufsfuß-
ball Anfang der 70er Jahre. Die durch den Deutschen Fußball-Bund (DFB) 
verhängten Strafen gegen Lizenzspieler, -trainer und verbandsangehörige 
Vereine sowie ihre Organe waren Gegenstand zahlreicher Untersuchungen, die 
sich mit den Erscheinungsformen einer „Verbandsstrafgewalt"  und ihrem 
Verhältnis zum „allgemeinen Recht" (Harm  Peter  Westermann 12) und Rechts-
fragen der „Vereins- und Verbandsgerichtsbarkeit" ( Peter  Schlosser)  auseinan-
dersetzten13. Auch die neuere Rechtsprechung hatte sich häufig mit der 
Überprüfung  einer Vereinsstrafe  zu beschäftigen; allein die Bände 1-100 der 
Amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsa-
chen enthalten elf Urteile, die Vereinsstrafen  behandeln14. Für das Jahr 1970 
schätzt Schlosser 15, daß allein die bundesdeutschen Fußball verbände rund 
150.000 Strafen verhängt haben; diese Zahl dürfte sich im Jahr 1987 verdreifacht 
haben16. 

7 Zitiert bei Leist , a.a.O. (Fn. 5), S. 103f. Fn. 3. 
8 F.  Werner , Sport und Recht, S. 14. 
9 Vgl. die Nachweise zur Ausschließung bei Heinsheimer , Mitgliedschaft, S. 2 Fn. 1. 
1 0 Vgl. außerdem für den Zeitraum bis 1945 die Dissertationen von Auerbacher, 

Barthel, Biebricher, Daeniker, Gasser, Grüters, Hasenstein, Jensen, Joppich, Kalthäuser, 
Krekels, Mahrenholtz, Melier, Morgenroth, Pawlik, Pochhammer, Rottmann, Staberow, 
Sunderdiek, Teutsch, Tröger, Volpert, Wetzel und Wurst, die sich überwiegend mit der 
Ausschließung beschäftigen. 

1 1 Vgl. Meyer-Cording , Vereinsstrafe,  S. 1 ff. 
1 2 „Die Verbandsstrafgewalt  und das allgemeine Recht". 
1 3 Vgl. ferner  die Dissertationen von Baumann, Baecker, M. Becker, Ernst, Füllgraf, 

Horschitz, Lohbeck, Osthoff,  Preis, Samstag, Schweighard, Sommer, Vollmer und 
Weiland. 

1 4 Vgl. die zusammenfassende Würdigung dieser Rechtsprechung durch Reuter , ZHR 
151 (1987), 355, 386-389; auch Hadding/van  Look , ZGR 1988, 270ff.,  zur Entwicklung 
der Rechtsprechung des RG und des BGH zur Ausschließung. 

1 5 Vereinsgerichtsbarkeit, S. 20 m.Fn. 15. 
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2. Rechtliche Beurteilung 

Die rechtliche Beurteilung der Vereinsstrafe  ist nach wie vor umstritten. Die 
wohl h.M. einschließlich der Rechtsprechung, die maßgeblich durch O. 
v.Gierkes  Vorstellung einer personenrechtlichen „Körperschaftsgewalt"  des 
Vereins über seine Mitglieder beeinflußt ist17 , sieht sie als eigenständiges Institut 
des Vereinsrechts an1 8 , als „besondere, von eigenen Rechtsregeln beherrschte 
Äußerungsform der Vereinsautonomie"19. Kraft  der Vereinsautonomie,  zu 
deren Begründung meist an § 25 BGB oder Art. 9 Abs. 1 GG angeknüpft wird, 
soll der Verein in der Lage sein, gegenüber seinen Mitgliedern durch die 
Vereinssatzung einseitig Rechtsnormen zu setzen und diese durch Selbstverwal-
tung eigenverantwortlich zu vollziehen20. Teilbereich dieser Selbstverwaltung 
soll eine aufgrund der Satzung bestehende Strafgewalt  des Vereins sein, der sich 
die Mitglieder durch Beteiligung an der Vereinsgründung oder späteren Eintritt 
unterwerfen 21. Die Regeln für die rechtliche Behandlung der Vereinsstrafe 
werden dabei unmittelbar aus der Vereinsautonomie hergeleitet. Denn das 
Vereinsrecht des BGB (§§ 21 - 79), das sich angeblich am Leitbild eines geselligen 
„Honoratiorenvereins" 22 orientiert oder — drastischer formuliert  — am Recht 
der „Skat-, Kegel-, Sauf- und Rauch vereine"23, enthält keine positiv-rechtlichen 
Anknüpfungspunkte für die Lösung auftretender  Rechtsfragen. So wird auch 
versucht, auf das Disziplinarrecht innerhalb sog. besonderer Gewalt verhältnisse 
(Sonderstatusverhältnisse) des öffentlichen  Rechts zurückzugreifen 24. Durch 
die Vereinsautonomie soll weiter der Maßstab einer gerichtlichen  Überprüfung 
der Vereinsstrafe  darauf beschränkt sein, ob die Maßnahme eine Grundlage im 
Gesetz oder in der Satzung hat, ob das satzungsmäßige Verfahren  eingehalten 
oder sonst gegen die Satzung verstoßen worden ist und ob die Maßnahme nicht 
(grob) unbillig oder willkürlich ist25. Da der Geltungsgrund der Vereinsstrafe 

1 6 Vgl. H. Kauffmann,  in: Verbandsrechtsprechung, S. 6, 18. 
1 7 Vgl. z. B. Reuter,  ZHR 1987 (151), 355, 386, nach dem die ältere Rechtsprechung des 

BGH den Geltungsgrund einer Vereinsstrafe  als „Emanation einer ursprünglichen 
Herrschaftsmacht"  ansieht. 

1 8 Vgl. Röhricht,  in: Verbandsrechtsprechung, S. 75, 83: „Gewachsene Erscheinungen 
sollte das Recht... akzeptieren"; ders., AcP 189 (1989), 386, 390f.; ähnlich schon Larenz, 
Gedächtnisschr. Dietz, S. 45, 49: gewohnheitsrechtliche Zulassung. 

1 9 So Reuter,  a.a.O. (Fn. 17). 
2 0 Vgl. z.B. BGHZ 49, 396, 398. 
2 1 Vgl. z.B. BGHZ 13, 5, 11; 21, 370, 373; 87, 337, 344. 
2 2 So Popp, Gewerkschaften, S. 166; vgl. auch Leßmann, Wirtschaftsverbände,  S. 5; 

Teubner,  Organisationsdemokratie, S. 24; Säcker,  Repräsentation, S. 2; U. Schmidt, 
S. 1 ff. 

2 3 So der sozialdemokratische Abgeordnete Stadthagen in der zweiten Beratung des 
BGB im Plenum des Reichstags (vgl. Mugdan  I, S. 995). 

2 4 Vgl. insbes. Meyer-Cording,  Vereinsstrafe,  S. 70ff.;  ansatzweise auch Schlosser, 
Vereinsgerichtsbarkeit, S. 49 f.; H. P. Westermann,  Verbandsstrafgewalt,  S. 41 ff.;  Münch-
Komm-Reuter,  BGB, § 25 Rz. 31; Reichert/Dannecker/Kühr,  Rz. 1111 ff.,  1132. 

2 van Look 


